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3 4 9 . Zweites Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem
Großherzogtum Luxemburg über Soziale Sicherheit
(NR: GP XV RV 17 AB 158 S. 13. BR: AB 2049 S. 390.)

3 5 0 . Zusatzvereinbarung zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Re-
publik Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg über Soziale Sicherheit

349.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ZWEITES ZUSATZABKOMMEN

zum Abkommen vom 21. Dezember 1971
zwischen der Republik Österreich und
dem Großherzogtum Luxemburg über

Soziale Sicherheit*)
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von

Luxemburg
sind übereingekommen, das am 21. Dezem-
ber 1971 geschlossene Abkommen über Soziale
Sicherheit in der Fassung des Zusatzabkommens
vom 16. Mai 1973 **) — im folgenden Abkommen
genannt — zu ändern und 2u ergänzen, und haben
hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Gerhard Weißenberg, Bundes-
minister für soziale Verwaltung,

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von
Luxemburg:

Herrn Benny Berg, Minister für Arbeit und
Soziale Sicherheit,
die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende
Bestimmungen vereinbart haben:

Artikel 1
1. Artikel 2 Absatz 2 des Abkommens hat

folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Dieses Abkommen bezieht sich nicht
auf Rechtsvorschriften über ein neues System

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 73/1974
*•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 73/1974
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oder einen neuen Zweig der Sozialen Sicherheit
und nicht auf Systeme für Opfer des Krieges und
seiner Folgen; es bezieht sich ferner nicht auf
die österreichischen Rechtsvorschriften über die
Notarversicherung sowie in bezug auf Luxem-
burg auf Sondersysteme für Beamte und ihnen
Gleichgestellte."

2. Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens hat zu
entfallen.

3. Artikel 7 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

4. Im Artikel 8 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 und die Bestimmung des
Absatzes 2 zu entfallen.

5. Artikel 12 Absatz 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Wären einer Person, die sich im Gebiet
eines Vertragsstaates aufhält, nach den Rechts-
vorschriften beider Vertragsstaaten Sachleistun-
gen einschließlich der an ihre Stelle tretenden
Geldleistungen zu gewähren, so ruht der An-
spruch nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates.''

6. Artikel 13 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„(1) Hat eine Person nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates Anspruch auf
Sachleistungen, so erhält sie bei Aufenthalt im
Gebiet des anderen Vertragsstaates zu Lasten
des zuständigen Trägers Sachleistungen vom
Träger ihres Aufenthaltsortes nach den für diesen
Träger geltenden Rechtsvorschriften; dies gilt
bei einem vorübergehenden Aufenthalt nur,
wenn der Zustand der Person sofort die Gewäh-
rung solcher Leistungen erforderlich macht.

(2) Im Falle des Absatzes 1 hängt die Gewäh-
rung von Körperersatzstücken, größeren Hilfs-
mitteln und anderen Sachleistungen von erheb-
licher Bedeutung davon ab, daß der zuständige
Träger hiezu seine Zustimmung gibt, es sei denn,
daß die Gewährung der Leistung nicht aufge-
schoben werden kann, ohne das Leben oder die
Gesundheit des Betreffenden ernsthaft zu
gefährden.

(3) Im Falle des Absatzes 1 sind die Geld-
leistungen vom zuständigen Träger nach den
für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu ge-
währen.

(4) Die vorhergehenden Absätze sind auf
Familienangehörige einer unter Absatz 1 fallenden
Person entsprechend anzuwenden.
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(5) Die vorhergehenden Absätze gelten, soweit
es sich um Dienstnehmer nach Artikel 9 handelt,
ohne Rücksicht auf deren Staatsangehörigkeit."

7. Artikel 14 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

8. Artikel 15 des Abkommens hat zu ent-
fallen.

9. Artikel 16 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„(1) Auf Pensionsempfänger aus der Pensions-
versicherung der Vertragsstaaten sind die Rechts-
vorschriften über die Krankenversicherung der
Pensionisten des Vertragsstaates anzuwenden, in
dessen Gebiet sich die Pensionsempfänger ge-
wöhnlich aufhalten. Dabei gilt bei Gewährung
einer Pension nur nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates diese Pension als
Pension des ersten Vertragsstaates.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pensions-
werber."

10. Artikel 17 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„In den Fällen des Artikels 13 Absatz 1 und
des Artikels 16 Absatz 1 zweiter Satz werden
die Leistungen gewährt:

in Österreich
von der für den Aufenthalts- beziehungsweise
Wohnort der betreffenden Person zuständigen
Gebietskrankenkasse für Arbeiter und Ange-
stellte,
in Luxemburg
von der Nationalen Arbeiterkrankenkasse
(caisse nationale d'assurance maladie des
ouvriers)."

11. Artikel 18 Absatz 1 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(1) Der zuständige Träger erstattet dem Trä-
ger des Aufenthaltsortes die nach Artikel 13 und
Artikel 16 Absatz 1 zweiter Satz aufgewendeten
Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten."

12. a) Im Artikel 20 Absatz 1 litera b des
Abkommens ist der Ausdruck „nach Ar-
tikel 19 zusammengerechneten Versiche-
rungszeiten" durch den Ausdruck „nach
den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zurückgelegten Versicherungs-
zeiten" zu ersetzen.

b) Artikel 20 Absatz 1 literae d, e und h des
Abkommens haben zu entfallen.
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c) Im Artikel 20 Absatz 1 litera g des Ab-
kommens ist der Ausdruck „literae e und f"
durch den Ausdruck „litera f" zu ersetzen.

d) Artikel 20 Absatz 2 des Abkommens hat
folgende Fassung zu erhalten:

„(2) Bei Durchführung des Absatzes 1
litera b sind sich deckende Versicherungs-
zeiten mit ihrem tatsächlichen Ausmaß zu
berücksichtigen.''

13. Im Artikel 21 des Abkommens haben die
Bezeichnung Absatz 1 und die Bestimmung des
Absatzes 2 zu entfallen.

14. Artikel 22 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„(1) Eine Person, die wegen eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit Anspruch
auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates hat, erhält bei Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates zu Lasten
des zuständigen Trägers Sachleistungen vom
Träger ihres Aufenthaltsortes nach den für diesen
Träger geltenden Rechtsvorschriften. Artikel 13
Absätze 2 und 3. gilt entsprechend.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 werden
die Sachleistungen gewährt:

in Österreich
von der für den Aufenthaltsort des Berechtig-
ten in Betracht kommenden Gebietskranken-
kasse für Arbeiter und Angestellte,
in Luxemburg
von der gewerblichen Unfallversicherungsge-
nossenschaft (association d'assurance contre
les accidents, section industrielle).

(3) Anstelle des im Absatz 2 genannten
österreichischen Trägers kann ein Träger der
Unfallversicherung die Leistung erbringen.

(4) Für die Erstattung der nach Absatz 1
entstandenen Kosten gilt Artikel 18 entsprechend.

(5) Die vorhergehenden Absätze gelten, so-
weit es sich um Dienstnehmer nach Artikel 9
handelt, ohne Rücksicht auf deren Staatsange-
hörigkeit."

15. Im Artikel 30 Absatz 6 des Abkommens
sind die Worte „zu ihren Lasten vom Träger
des Aufenthaltsortes" durch die Worte „vom
Träger des Aufenthaltsortes zu seinen Lasten"
zu ersetzen.

16. Artikel 31 des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Die zuständigen Behörden haben zur Er-
leichterung der Durchführung dieses Abkommens,
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insbesondere zur Herstellung einer einfachen
und raschen Verbindung zwischen den beider-
seits in Betracht kommenden Trägern, Ver-
bindungsstellen zu errichten."

17. Artikel 39 a des Abkommens hat folgende
Fassung zu erhalten:

„Die einer Person, die aus politischen oder
religiösen Gründen oder aus Gründen der Ab-
stammung in ihren sozialversicherungsrechtlichen
Verhältnissen einen Nachteil erlitten hat, nach
den österreichischen Rechtsvorschriften zu-
stehende Rechte werden durch dieses Abkommen
nicht berührt."

18. Im Punkt I des Schlußprotokolls zum
Abkommen sind die Bezeichnungen literae a und
b durch die Bezeichnungen Ziffern 1 und 2 zu
ersetzen.

19. a) Punkt III Ziffer 1 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat folgende Fassung zu
erhalten:

„1. Dieses Abkommen findet auch auf
Flüchtlinge im Sinne der Konvention vom
28. Juli 1951 und des Protokolls vom
31. Jänner 1967 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge Anwendung."

b) Punkt III Ziffer 2 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat folgende Fassung zu
erhalten:

„2. Dieses Abkommen berührt nicht:

a) Versicherungslastregelungen in zwi-
schenstaatlichen Verträgen der Ver-
tragsstaaten mit anderen Staaten;

b) die Rechtsvorschriften des österreichi-
schen Bundesgesetzes vom 22. Novem-
ber 1961 über Leistungsansprüche und
Anwartschaften in der Pensionsver-
sicherung und der Unfallversicherung
auf Grund von Beschäftigungen im
Ausland sowie die Rechtsvorschriften
über die Berücksichtigung der im Ge-
biet der ehemaligen österreichisch-
ungarischen Monarchie außerhalb
Österreichs zurückgelegten Zeiten
einer selbständigen Erwerbstätigkeit;

c) die österreichischen Rechtsvorschrif-
ten betreffend die Versicherung der bei
einer amtlichen österreichischen Ver-
tretung in einem Drittstaat oder bei
Mitgliedern einer solchen Vertretung
beschäftigten Personen;

d) die österreichischen Rechtsvorschriften
betreffend die Berücksichtigung von
Kriegsdienstzeiten oder diesen gleich-
gestellten Zeiten;
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e) die österreichischen Rechtsvorschriften
betreffend die Mitwirkung der Ver-
sicherten und der Dienstgeber in den
Organen der Träger und der Verbände
sowie in der Rechtsprechung im Be-
reich der Sozialen Sicherheit;

f) die österreichischen Rechtsvorschriften
betreffend die Gewährung der Not-
standshilfe."

20. Punkt IV des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„IV. Zu Artikel 8 des Abkommens:

Die luxemburgischen Rechtsvorschriften be-
treffend die Beitragserstattung sind nicht an-
wendbar, solange eine Pflichtversicherung in der
Pensionsversicherung nach den österreichischen
Rechtsvorschriften besteht."

21. Nach Punkt VI des Schlußprotokolls zum
Abkommen ist ein Punkt VI a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„VI a. Zu Artikel 11 des Abkommens:

Diese Bestimmung gilt entsprechend in Fäl-
len, in denen die Anwendung des Artikels 8
bewirken würde, daß nach den Rechtsvorschrif-
ten beider Vertragsstaaten gleichzeitig Ver-
sicherungspflicht bestünde."

22. Punkt VII des Schlußprotokolls zum
Abkommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„VII. Zu Artikel 13 des Abkommens:

Diese Bestimmung gilt in Österreich, soweit
es sich um einen vorübergehenden Aufenthalt
handelt, in bezug auf die Behandlung durch
freiberuflich tätige Ärzte, Zahnärzte und Den-
tisten nur hinsichtlich folgender Personen:

a) Personen, die sich in Ausübung ihrer
Beschäftigung in Österreich aufhalten, so-
wie die sie begleitenden Familienange-
hörigen ;

b) Personen, die ihre sich in Österreich ge-
wöhnlich aufhaltende Familie besuchen;

c) Personen, die sich aus anderen Gründen
in Österreich aufhalten, wenn ihnen eine
ambulante Behandlung für Rechnung der
für ihren Aufenthaltsort zuständigen Ge-
bietskrankenkasse für Arbeiter und Ange-
stellte gewährt wurde."

23. Punkt VIII des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„VIII. Zu Artikel 18 des Abkommens:

In den Fällen des Artikels 16 Absatz 1 zweiter
Satz ist der Ersatz der Aufwendungen für An-
spruchsberechtigte aus der österreichischen Pen-
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sionsversicherung aus den beim Hauptverband
der österreichischen Sozialveisicherungsträger
einlangenden Beiträgen zur Krankenversicherung
der Pensionisten zu leisten."

24. Punkt IX des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen hat folgende Fassung zu erhalten:

„IX. Zu den Artikeln 19 und 20 des Abkommens:

Die österreichischen Träger wenden die Ar-
tikeln 19 und 20 des Abkommens nach folgenden
Regeln an:

1. Für die Feststellung der Leistungszuge-
hörigkeit und der Leistungszuständigkeit in der
österreichischen Pensionsversicherung werden
ausschließlich österreichische Versicherungszei-
ten berücksichtigt.

2. Die Bestimmungen der Artikel 19 und 20
gelten nicht für die Anspruchsvoraussetzungen
und für die Leistung des Bergmannstreuegeldes
aus der österreichischen knappschaftlichen Pen-
sionsversicherung.

3. Bei der Durchführung des Artikels 20
Absatz 1 literae a und b sind die luxemburgischen
Versicherungszeiten ohne Anwendung der öster-
reichischen Rechtsvorschriften über die An-
rechenbarkeit der Versicherungszeiten heranzu-
ziehen.

4. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 1
litera b erster Satz bleiben Beiträge zur Höher-
versicherung, der knappschaftliche Leistungszu-
schlag, der Hilflosenzuschuß und die Ausgleichs-
zulage nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften außer Ansatz.

5. Bei Durchführung des Artikels 20 Ab-
satz 1 litera b zweiter Satz gilt folgendes:

a) Übersteigt die Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertrags Staaten
zu berücksichtigenden Versicherungszeiten
das nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften für die Bemessung des Steige-
rungsbetrages festgelegte Höchstausmaß, so
ist die geschuldete Teilpension nach dem
Verhältnis zu berechnen, das zwischen der
Dauer der nach den österreichischen Rechts-
vorschriften zu berücksichtigenden Ver-
sicherungszeiten und dem erwähnten Höchst-
ausmaß von Versicherungsmonaten besteht.

b) Der Hilflosenzuschuß ist von der öster-
reichischen Teilpension innerhalb der an-
teilmäßig gekürzten Grenzbeträge nach den
österreichischen Rechtsvorschriften zu be-
rechnen. Bestünde hingegen allein auf Grund
der nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften zu berücksichtigenden Versiche-
rungszeiten Anspruch auf Pension, so ge-
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bührt der Hilflosenzuschuß in dem dieser
Pension entsprechenden Ausmaß, es sei
denn, daß nach den luxemburgischen Rechts-
vorschriften einer Erhöhung wegen Hilf-
losigkeit gewährt wird.

6. Der im Artikel 20 Absatz 1 litera b letzter
Satz bezeichnete Betrag erhöht sich allenfalls
um Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höher-
versicherung, den knappschaftlichen Leistungs-
zuschlag, den Hilflosenzuschuß und die Aus-
gleichszulage nach den österreichischen Rechts-
vorschriften.

7. Für die Bemessung der aus dem Versiche-
rungsfall des Todes zu gewährenden Abfindung
werden luxemburgische Versicherungszeiten
nicht herangezogen.

8. Die Sonderzahlungen aus der österreichi-
schen Pensionsversicherung gebühren im Ausmaß
der österreichischen Teilleistung; Artikel 21 ist
entsprechend anzuwenden."

25. Punkt IX a Ziffer 2 des Schlußprotokolls
zum Abkommen hat folgende Fassung zu er-
halten :

„2. Der Zuschuß für die Mindestpension, der
Kinderzuschlag sowie die Sonderleistungen bei
frühzeitiger Invalidität oder frühzeitigem Tod
aus der luxemburgischen Pensionsversicherung
werden in dem für die Grundrente festgestellten
Verhältnis gewährt."

Artikel 2

Das Zusatzabkommen vom 16. Mai 1973 zum
Abkommen vom 21. Dezember 1971 zwischen
der Republik Österreich und dem Großherzog-
tum Luxemburg über Soziale Sicherheit erhält
die Bezeichnung „Erstes Zusatzabkommen vom
.16. Mai 1973 zum Abkommen vom 21. Dezem-
ber 1971 zwischen der Republik Österreich und
dem Großherzogtum Luxemburg über Soziale
Sicherheit".

Artikel 3

(1) Dieses Zusatzabkommen ist zu ratifizieren.
Die Ratifikationsurkunden sind so bald wie
möglich in Luxemburg auszutauschen.

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt, soweit im
folgenden nichts anderes bestimmt wird, am
ersten Tag des zweiten Monats nach Ablauf des
Monats in Kraft, in dem die Ratifikationsurkunden
ausgetauscht werden.

(3) Punkt VIII des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen in der bis zum Inkrafttreten dieses
Zusatzabkommens geltenden Fassung tritt rück-
wirkend mit dem 31. Dezember 1975 außer Kraft.
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Zusatzabkommen unterzeichnet
und mit Siegeln versehen,

GESCHEHEN zu Wien, am 9. Oktober 1978,
in zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Weißenberg

Für das Großherzogtum Luxemburg:

Berg

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 7. Juli 1980 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. 3
Abs. 2 am 1. September 1980 in Kraft.

Androsch

350.

Z U S A T Z V E R E I N B A R U N G
zur Vereinbarung vom 4. Mai 1972 zur
Durchführung des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und dem Großherzog-

tum Luxemburg über Soziale Sicherheit *)

Auf Grund des Artikels 30 Absatz 1 des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
dem Großherzogtum Luxemburg über Soziale
Sicherheit vom 21. Dezember 1971 **) in der
Fassung des Ersten Zusatzabkommens hiezu vom
16. Mai 1973 ***) und des Zweiten Zusatzab-
kommens hiezu vom 9. Oktober 1978 ****),
nachstehend als Abkommen bezeichnet, haben die
zuständigen Behörden zur Änderung der Durch-
führungsvereinbarung vom 4. Mai 1972, nach-
stehend als Durchführungsvereinbarung bezeich-
net, folgendes vereinbart:

Artikel 1

1. Artikel 2 der Durchführungsvereinbarung
erhält folgende Fassung:

„(1) Verbindungsstellen nach Artikel 31 des
Abkommens sind

in Österreich

für die Kranken-, Unfall- und Pensionsver-
sicherung:
Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 145/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 73/1974

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 73/1974
****) Kundgemacht in BGBl. Nr. 349/1980
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für die Arbeitslosenversicherung:
Landesarbeitsamt Wien,

für die Familienbeihilfe:
Bundesministerium für Finanzen,

in Luxemburg

für sämtliche Zweige der Sozialen Sicherheit:
Generalinspektion der Sozialen Sicherheit.

(2) Den Verbindungsstellen obliegen die in die-
ser Vereinbarung festgelegten Aufgaben. Bei
Durchführung des Abkommens können sie mit-
einander sowie mit den beteiligten Personen oder
deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung
treten. Sie haben einander bei Durchführung des
Abkommens zu unterstützen."

2. Im Artikel 4 der Durchführungsverein-
barung ist der Ausdruck „Artikel 4 Absatz 1,
12 Absatz 1 und 14 Absatz 2" durch den Aus-
druck „Artikel 4 Absatz 1 und 12 Absatz 1" zu
ersetzen.

3. Artikel 5 der Durchführungsvereinbarung
erhält folgende Fassung:

„(1) Für die Anwendung der Artikel 13 und 16
Absatz 1 zweiter Satz des Abkommens hat der
zuständige Träger über Verlangen eine Bescheini-
gung über den Anspruch auszustellen.

(2) Der Träger des Aufenthaltsortes hat die
Krankenkontrolle so durchzuführen, als handle
es sich um einen eigenen Versicherten und hat
den zuständigen Träger vom Ergebnis der Kon-
trolle zu unterrichten.

(3) Wird Krankenhauspflege gewährt, so hat
der nach Artikel 17 des Abkommens in Betracht
kommende Träger dem zuständigen Träger un-
verzüglich den Tag der Aufnahme in das Kran-
kenhaus und die voraussichtliche Dauer des Auf-
enthaltes sowie den Tag der Entlassung anzu-
zeigen.

(4) Für die Anwendung des Artikels 13 Ab-
satz 2 des Abkommens ist eine Liste der Körper-
ersatzstücke, größeren Hilfsmittel und anderen
Sachleistungen von erheblicher Bedeutung dieser
Vereinbarung angeschlossen. Sind solche Leistun-
gen wegen unbedingter Dringlichkeit gewährt
worden, so hat der im Artikel 17 genannte Trä-
ger dies unverzüglich dem zuständigen Träger
mitzuteilen."

4. Artikel 6 der Durchführungsvereinbarung
erhält folgende Fassung:

„Die entstandenen Aufwendungen sind auf
Antrag der betreffenden Person vom zuständigen
Träger nach den für den im Artikel 17 des Ab-
kommens bezeichneten Träger maßgebenden
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Sätzen zu erstatten, sofern die vorgesehenen Ver-
fahrensregelungen nicht eingehalten werden
konnten. Der im Artikel 17 des Abkommens
bezeichnete Träger hat dem zuständigen Träger
auf dessen Verlangen die erforderlichen Aus-
künfte über diese Sätze zu erteilen."

5. a) Im Artikel 8 Absatz 1 der Durchfüh-
rungsvereinbarung ist nach dem Aus-
druck „Kapitel 2" der Ausdruck „in
Verbindung mit Artikel 33 Absatz 2" ein-
zufügen.

b) Im Artikel 8 Absatz 3 der Durchfüh-
rungsvereinbarung haben die Worte
„und über die Zustellung der Entschei-
dungen" zu entfallen.

6. Artikel 9 der Durchführungsvereinbarung
erhält folgende Fassung:

„(1) Die zuständigen Träger haben Pensionen
bei Alter, Invalidität und Tod direkt an die
Anspruchsberechtigten zu zahlen.

(2) Die zuständigen Träger haben der für sie
in Betracht kommenden Verbindungsstelle eine
jährlich zu erstellende Statistik über die Zahl der
in den anderen Vertragsstaat nach Absatz 1 vor-
genommenen Zahlungen und deren Gesamtbe-
träge zu übermitteln. Diese Statistiken sind von
den Verbindungsstellen auszutauschen."

7. Artikel 10 der Durchführungsvereinbarung
erhält folgende Fassung:

„(1) Für die Durchführung des Artikels 22 des
Abkommens ist Artikel 5 entsprechend anzu-
wenden.

(2) Auf Renten ist Artikel 9 entsprechend an-
zuwenden."

8. Im Artikel 11 der Durchführungsverein-
barung sind die Worte „an das nationale Ar-
beitsamt" durch die Worte „an die Arbeitsmarkt-
verwaltung" zu ersetzen.

9. Abschnitt III der Durchführungsverein-
barung erhält folgende Fassung:

„ABSCHNITT III

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN

Artikel 13

Für die Durchführung der Artikel 18 und 22
Absatz 4 des Abkommens ist der Anspruch auf
Erstattung der Kosten von Sachleistungen nach
Abschluß des Leistungsfalles oder für jedes
Kalenderhalbjahr geltend zu machen und binnen
zwei Monaten nach Eingang der Forderung zu er-
füllen."
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10. Dem Abschnitt III der Durchführungsver-
einbarung ist ein Abschnitt IV mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„ABSCHNITT IV

SCHLUSSBESTIMMUNG

Artikel 14

Soweit in dieser Vereinbarung Bescheinigun-
gen, Berichte und Formblätter vorgesehen sind,
werden die entsprechenden Vordrucke von den
in Betracht kommenden Verbindungsstellen fest-
gelegt."

11. Der Durchführungsvereinbarung ist eine
Anlage mit folgendem Wortlaut anzuschließen:

„ A N L A G E
Liste der Körperersatzstücke, größeren Hilfs-
mittel und anderen Sachleistungen von er-

heblicher Bedeutung
(Artikel 5 Absatz 4)

1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate
und Stützapparate einschließlich gewebebe-
spannter orthopädischer Korsette nebst Er-
gänzungsteilen, Zubehör und Werkzeugen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls mit
dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;

4. Modellabdrucke (Nachbildungen der ver-
schiedenen Körperteile), die benutzt wer-
den, um die unter den Z 1 bis 3 genannten
Gegenstände richtig anzupassen;

5. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergrößerungs-
brillen und Fernrohrbrillen;

6. Hörgeräte, namentlich akustische und phone-
tische Geräte;

7. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-
barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

8. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortbewegungsmittel;

9. Blindenführhunde;

10. Erneuerung der unter den Z 1 bis 8 genann-
ten Gegenstände;

11. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in
Österreich 5000,— S, in Luxemburg
10000,— Francs übersteigen."
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Artikel 2

Diese Zusatzvereinbarung tritt gleichzeitig mit
dem Zweiten Zusatzabkommen zum Abkom-
men in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg, am 28. März 1979
in zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

G. Weißenberg

Für das Großherzogtum Luxemburg:

Gaston Thorn
Benny Berg

Die vorstehende Zusatzvereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 2 am 1. September 1980
in Kraft.

Androsch
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